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Günther F. Hoffmann (1946 – 2017)


Am 18. Oktober 2017 ist der Mitautor dieses Buches, Dr. Günther F. Hoffmann, überraschend verstorben.


Seit der Erstauflage dieses Buches im Jahr 2005 war er für den steuerrechtlichen Teil verantwortlich, den er mit Engagement, wissenschaftlichem Anspruch und Praxisbezug redigierte und aktualisierte.


Seine persönliche Affinität zur spanischen Sprache, Kultur und Lebensart hat auch seine berufliche Arbeit als Steuerberater und vereidigter Buchprüfer geprägt. Ein Schwerpunkt seiner jahrzehntelangen Tätigkeit lag in der Beratung spanischer und deutscher Mandanten mit wirtschaftlichen Interessen im jeweils anderen Land.


Günther Hoffmann gehörte zu den Mitbegründern der Deutsch-Spanischen Juristenvereinigung im Jahr 1984, an deren Kongressen und Fachveranstaltungen er bis zuletzt regelmäβig teilnahm.


Über viele Jahre hinweg war er zudem in Lehre und Ausbildung tätig, unter anderem als Dozent in der Vorbereitung auf die staatlichen Prüfungen zum Wirtschaftsprüfer und Steuerberater.


Vor allem aber war er mein langjähriger Geschäftspartner und persönlicher Freund. Mehr als zwanzig Jahre lang haben wir gemeinsam gearbeitet und uns fachlich und persönlich stets ergänzt.


Ich werde meinen Freund und Weggefährten Günther Franz Hoffmann in guter Erinnerung und Ehren halten.


Die vorliegende Ausgabe dieses Buches ist ihm persönlich gewidmet.


Dr. Roberto Carballo




Vorwort


Wir haben als Autoren aus unserer langjährigen Berufserfahrung in anwaltlicher und steuerberatender Tätigkeit beim Immobilienerwerb durch Deutsche in Spanien ein Handbuch zum Verbraucherschutz zusammengestellt.


Wegen großer Unterschiede im Immobilien- und im Steuerrecht zwischen Deutschland und Spanien gehen wir auf vermeidbare typische Fehler und Irrtümer ein. Wir geben darüber hinaus zahlreiche wertvolle Informationen und Hinweise.


Wir erläutern im Besonderen die Terminologie und Bedeutung spanischer Rechtsinstitute, die dem deutschen Recht unbekannt sind: Neufassung von Gesetzen durch Zusammenlegung („textos refundidos“), Foralrechte, notarielle Neubauerklärung, Wertzuwachssteuer der Gemeinde für städtische Grundstücke, usw. als auch Begriffe, die nahezu ausschlieβlich in der Rechtssprache verwendet werden, wie z.B. Apostille.


Der durch ein königliches Gesetzesdekret „zusammengefasste Gesetzestext“, regelt zuvor meist auf verschiedene Gesetze verteilte bestehende Rechtsnormen nunmehr zusammenfassend in einem einzigen Gesetzestext. Durch die umfassende Regelung in einem einheitlichen Text wird die Abstimmung bzw. Klärung von Regelungen beabsichtigt, die zuvor zu Unklarheiten geführt haben könnten.


Diese Veröffentlichung richtet sich mit einer Reihe von präzisen praktischen Ratschlägen hauptsächlich an nicht in Spanien residente Personen, die dort Grundbesitz erwerben oder veräußern möchten. Dem Investor soll eine größere Sicherheit gegeben werden.


Unsere Hinweise sind nicht nur für Investoren und ihre Berater nützlich, sondern auch für Institutionen wie Banken, Sparkassen und Verbraucherverbände.


In diesem Buch wird der Schwerpunkt auf den Erwerb gerichtet. Trotzdem bieten wir praktische Ratschläge auch für die Verwaltung der Immobilie, den Verkauf, die Vorbereitung und/ oder Abwicklung eines Erbfalls in Spanien. Alle diese Fälle werden auch in ihren steuerlichen Besonderheiten sowohl auf spanischer als auch auf deutscher Seite betrachtet.


Diese Arbeit ersetzt aber nicht die individuelle Beratung, da jeder Fall ein Einzelfall ist.


Wir Autoren haben das Buch mit Sorgfalt und nach bestem Wissen bearbeitet. Der Inhalt kann jedoch lediglich Anregungen für die Lösung typischer Sachverhalts- und Fallkonstellationen bieten. Autoren und Verlag übernehmen keine Haftung für die Richtigkeit und Vollständigkeit der in dem Buch enthaltenen Ausführungen.


Da das Handbuch synoptisch zweisprachig ist, hilft es auch den deutschen Immobilienkäufern oder –verkäufern in Spanien, die Spanisch nicht oder nicht gut beherrschen, sich mit spanischen Geschäftspartnern oder Institutionen besser zu verständigen.


Wie bisher stand die Aktualisierung im Hinblick auf die Gesetzgebung im Vordergrund. Diese Aufgabe ist wegen der ständigen Gesetzesänderungen in beiden Ländern und in der EU besonders wichtig.


Wir danken den Lesern für zahlreiche Kommentare.


Hamburg/ Madrid im August


2018




Einführung


Grunderwerb im Ausland unterscheidet sich häufig in seinem Ablauf von dem, was man aus dem eigenen Land kennt. Das gilt umso mehr, wenn es sich um den Erwerb spanischer Immobilien handelt. Der Erwerb kann bei nicht aufmerksamer Abwicklung zu einem risikoreichen Experiment werden. Wir raten dringend, beim Eigentumserwerb von Anfang an einen Fachmann des Vertrauens für deutschspanische rechtliche und steuerrechtliche Aspekte hinzuzuziehen.


Zunächst möchten wir darauf hinweisen, dass es bei Immobiliengeschäften in Spanien üblich, aber nicht Voraussetzung ist, zuerst einen (nichtnotariellen) Privatvertrag und erst dann den notariellen Kaufvertrag (Escritura Pública de Compraventa) abzuschließen. Anders als im deutschen Recht im § 311 b Abs. 1 BGB ist der (nichtnotarielle) Privatkaufvertrag über eine spanische Immobilie rechtsgültig. Sogar ein mündlicher Vertrag wäre zulässig. Im Gegensatz zum notariellen Vertrag kann der Privatvertrag jedoch nicht in das Grundbuch eingetragen werden, weil es dazu stets des notariellen Kaufvertrages bedarf. Außerdem ist eine Urteilsvollstreckung oder ein Urteil mit einer rechtlichen Anweisung, die der Richter an den Führer des Grundbuches richtet, eintragbar.


Zentrale Rechtsvorschrift aus dem spanischen bürgerlichen Gesetzbuch (Código Civil, C.C.) für die verschiedenen Formen des Eigentumserwerbs ist:




Art. 609 C.C.


„Das Eigentum wird durch Inbesitznahme erworben.


Das Eigentum und die übrigen Rechte an Gütern werden durch das Gesetz, durch Schenkung, durch testamentarische oder gesetzliche Erbfolge und als Folge gewisser Verträge mittels Übergabe erworben und übertragen.


Sie können auch durch Ersitzung erworben werden.”





Wir behandeln in diesem Buch nur den Immobilienerwerb durch Kauf, Erbschaft und Schenkung.


Im spanischen Recht unterliegt ein Kaufvertrag keinen Formvorschriften, nicht einmal für Immobilien.


Der Kaufvertrag basiert auf der Theorie des Erwerbstitels (nur mit schuldrechtlichen Wirkungen) und der Übergabe (mit der Wirkung des Eigentumsübergangs) für die Verschaffung des Eigentums durch Vertrag.


Dagegen muss die Schenkung einer Immobilie immer durch notarielle Urkunde (Art. 633 C.C.) erfolgen, d.h. die Beurkundung ist konstitutiv. Das ist eine Ausnahme vom Grundsatz der Formfreiheit. Die Öffentliche Urkunde entspricht in diesem Fall der Übergabe.


Der Schenker hat zu erklären, dass er nach der Schenkung über genügend Mittel, seien es eigene oder in Nießbrauch, verfügt, um ein nach dem üblichen Lebensstandard würdiges Leben zu führen, da gemäß Art. 634 C.C. der Schenker nur insoweit Schenkungen ausführen kann. Auch darf die Schenkung nach Art. 636 C.C. nicht pflichtteilswidrig sein.


Unser Buch ist in vierzehn Kapitel eingeteilt.


Kapitel A. bezieht sich auf die Erledigung von Aufgaben und Beschaffung von Dokumenten von Deutschland aus. Aus Sicherheitsgründen empfiehlt es sich stets, so viel wie möglich von seinem Wohnsitz aus zu erledigen.


Das Kapitel B. gibt Strategien zur Sicherung des Erwerbs durch Kauf an.


Kapitel C. behandelt die Diagnose (Überprüfungen vor Vertragsabschluss) und dient dazu, in den nachfolgenden Etappen die Strategie zur Sicherung der Investition anzuwenden.


Im Kapitel D. analysieren wir Vertragsgestaltungen.


Kapitel E. über Immobilienrechte soll gegenüber dem Erwerb des Volleigentums abgrenzen. Auch wenn das Volleigentum die Regel ist, gibt es Ausnahmen.


Hinsichtlich der Erteilung und Eintragung der Öffentlichen Urkunde vertiefen wir einige Aspekte von praktischer Bedeutung in Kapitel F., obwohl wir sie in Kapitel D.: Hinweise für die Vertragsformulierung bereits erwähnt haben.


Die Vererbung behandeln wir im Kapitel G. Diese Form des Eigentumserwerbs verursacht in Spanien einen größeren Formalismus als in Deutschland.


Kapitel H. vermittelt nach dem Erwerb Ratschläge für deutsche Eigentümer unterschiedlichen Inhalts. Sie alle dienen der Erzielung von Sicherheit hinsichtlich der erworbenen Rechte und der Durchführung der Verwaltung.


Kapitel I. behinhaltet eine Zusammenfassung der Rechtsvorschriften zum Baurecht. (Neubauerklärung, Erklärung über Bauerweiterung).


Die Analyse des Verkaufs in Kapitel J. beschränkt sich darauf, in einer Synopse praktische Ratschläge zu geben, deren Ziel die Sicherheit des Verkäufers ist.


In Kapitel K. werden die anwendbaren Vorschriften zur Ein- und Ausfuhr von Barzahlungsmitteln dargestellt.


Kapitel L. über die Besteuerung verzahnt das Steuerrecht der beiden Länder, das Doppelbesteuerungsabkommen und die Regelungen der EU.


Kapitel M. bezieht sich auf die anwendbaren Bestimmungen im Bereich des offiziellen Informationsaustausches zwischen den Finanzbehörden.


Abschließend behandeln wir im Kapitel N. den Steuervertreter und die Konzepte des Steuerdomizils und der Steuerresidenz.




A. Was kann von Deutschland aus erledigt werden?


1. Rechtsberatung


Dank der modernen Kommunikationsmöglichkeiten können die meisten Urkunden in Deutschland eingesehen und überprüft werden. Dies gilt insbesondere für die Auszüge aus dem Grundbuch und dem Eigentums- oder Personenstandsregister. Sie dienen dazu, die vom Verkäufer beigebrachten Unterlagen auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen. Sie können in allen Phasen eingesetzt werden, d.h. beim Erwerb, beim Bau, beim Verkauf oder bei der Rechtsnachfolge. Oft können aus ihnen aber in einem Land nur teilweise konkrete rechtliche Konsequenzen gezogen werden, und es ist eine zusätzliche Betreibung des Verfahrens im jeweils anderen Staat erforderlich.


Aus sprachlichen Gründen und der räumlichen Nähe ist es praktisch, rechtliche und steuerrechtliche Beratung bereits in Deutschland einzuholen, und zwar selbst dann, wenn sich die Verkäufer- oder Käuferseite in Spanien befindet.


2. Vorbereitung und Abwicklung der Kaufverträge und Erbschaftsverfahren


Einleitung


Zum Abschluss eines notariellen Immobilienkaufvertrages durch notarielle Genehmigung, für die Errichtung einer Hypothekenbestellungsurkunde bezüglich einer spanischen Immobilie sowie für die Erbschaftsabwicklung müssen sich die Parteien nicht notwendigerweise nach Spanien begeben. Ein Vorteil deutscher Notare ist, dass sie direkt in spanischer Sprache beurkunden dürfen, wenn sie diese beherrschen. Viele Urkunden können hier in Deutschland vor einem deutschen Notar unterzeichnet werden. In anderen Fällen, können notarielle Vollmachten erteilt werden damit die Bevollmächtigten in Spanien die jeweiligen öffentlichen Urkunden für die Vollmachtgeber errichten können. Ausgenommen davon ist das Testament, das stets höchstpersönlich errichtet werden muss. Die Abwicklung nach der Beurkundung kann von Deutschland aus koordiniert und vorgenommen werden.


Apostille


Wenn ein deutsches öffentliches Dokument offiziell in Spanien oder umgekehrt benötigt wird, muss es i.d.R. mit einer sogenannten Apostille versehen werden. Darunter versteht man eine formalisierte (Über-)Beglaubigung zur Sicherung und Vereinfachung des internationalen Urkundenverkehrs unter den Mitgliedstaaten des multilateralen Haager Übereinkommens Nr. 12 (Haager Übereinkommen Nr. 12 zur Befreiung öffentlicher Urkunden von der diplomatischen Beglaubigung oder Legalisation vom 05.10.1961, BGBl 1965 II S. 875). Zu den Mitgliedsstaaten dieses völkerrechtlichen Vertrages zählen auch Deutschland und Spanien. Der auf die Urkunde zu setzende formgerechte Stempel (Stampiglie) kann in der Amtssprache der ausstellenden Behörde (oder eines Gerichts) ausgefüllt sein. Die Überschrift „Apostille (Convention de la Haye du 5 Oktubre 1961)“ ist zwingend in französischer Sprache vorgesehen.


Vollmachten


Nach den Erfahrungen unserer Korrespondenten werden in vielen Fällen sowohl für den Kauf oder Verkauf in Deutschland erteilte Vollmachten zugelassen, in denen durch den Notar nur die Unterschrift des Vollmachtgebers beglaubigt und eine Apostille beigefügt wurde. Im Prinzip gilt im spanischen Recht für öffentliche Dokumente „locus regit actum“, das heisst, die Formalitäten richten sich nach dem Ort des Notaraktes, wobei die einfache Tatsache der beigefügten Apostille sie zum öffentlichen Dokument macht.


Um jedes Risiko zu vermeiden, raten wir jedoch aus praktischen Gründen stets zur Beurkundung. Die Notargebühren sind dadurch nur geringfügig höher. Manche spanischen Notare sind der Ansicht, dass die bloβe Beglaubigung der Unterschrift keine wirksame Bevollmächtigung darstellt, weil die Willenserklärung zur Vollmachterteilung nicht durch den Notar beurkundet wurde.


Es ist zweckmäßig, apostillierte zweisprachige notarielle Vollmachten zu haben (General-, Verkaufs-, Kauf-, Verwaltungs-, Erbschaftsvollmachten, Vollmachten zur Beantragung der Ausländeridentifizierungsnummer (N.I.E.), Prozessvollmachten, etc.). Da dies oft für unsere Leser eine Überraschung ist, hier noch einmal der Hinweis, dass, anders als in Deutschland, Prozessvollmachten in Spanien beim Notar ausgestellt werden müssen.Jedoch können diese auch bei einem Notar in Deutschland und wie immer mit Apostille ausgestellt werden. Wenngleich inzwischen auch sog. Apud-Acta-Vollmachten zugelassen werden, mit denen im Prozessfall konkrete Personen direkt vor dem zuständigen Gericht bevollmächtigt werden, raten wir aus praktischen Gründen (kein Wohnsitz in Spanien, keine spanischen Sprachkenntnisse, Vereinbarung eines Gerichtstermins) davon ab, auch wenn keine Kosten anfallen.


Widerrufung


Außerdem kann auch eine vor einem spanischen Notar erteilte Vollmacht vor einem deutschen Notar widerrufen werden. Im spanischen Recht gilt die sogenannte Äquivalenz der Formen, d.h. eine notarielle Vollmacht muss notariell widerrufen werden und trotzdem beeinträchtigt dieser Widerruf nicht einen gutgläubigen Dritten. Die bevollmächtigte Person ist über den Widerruf ihrer Vollmacht notariell zu benachrichtigen, ebenso hat der bei der Vollmachtserteilung beteiligte Notar vom Notar eine Kopie zu erhalten.


Nichtnotarielle Vollmachten


Was passiert nach spanischem Recht, wenn eine nicht notarielle Vollmacht für den Kauf oder Verkauf einer in Spanien gelegenen Immobilie ausgestellt wird? Die Vollmacht ist unbhängig von ihrer Form gültig und entfaltet die in ihr enthaltenen Rechtswirkungen. Deswegen kann ein privater Verkaufsvertrag erstellt werden, wenn die Vollmacht dazu ermächtigt, ebenso eine Verkaufsurkunde, wenn die Vollmacht den Verkauf erlaubt. Im Eigentumsregister wird dann lediglich die öffentliche Verkaufsurkunde nicht eingetragen. Bei einem Eintrag in das Eigentumsregister ist gesetzlich vorgeschrieben, dass sowohl der Verkaufswille, als auch die Identität der Beteiligten öffentlich zu verzeichnen ist. In diesem Fall muss die Vollmacht im Einklang mit dem Hypotheken-Gesetz und dem Código Civil Art. 1280 notariell sein. Auf jeden Fall ist der Verkauf für Käufer und Verkäufer verbindlich. Wir empfehlen, solche Vollmachten nicht auszustellen. Sie verursachen fast immer enorme Probleme.


Testamente


Es ist möglich, Testamente, die sich auf Güter in Spanien beziehen, vor deutschen Notaren zu errichten. Das spanische Justizministerium teilt mit, dass wenn der Testator die Eintragung seines ausländischen Testamentes in Spanien wünscht, das Zentralregister für Nachlassangelegenheiten ausländische Testamente, die vor ausländischen Notaren errichtet worden sind, einzutragen hat.


Wird ein Testament vor einem spanischen Notar errichtet, so teilt er dies, mittlerweile elektronisch, dem Zentralregister für Nachlassangelegenheiten mit, wobei er die persönlichen Daten des Testierenden und die Einzelheiten der Errichtung, d.h. Name des beglaubigenden Notars, Ort, Datum und Nummer der Urkundenrolle übermittelt, niemals jedoch den Inhalt des Testamentes, der erst nach dem Ableben des Testierenden offengelegt wird. Wird das Testament vor einem ausländischen Notar errichtet, werden diese Daten direkt von ihm dem Zentralregister mitgeteilt, obgleich die zu übersendenden Dokumente und das Verfahren unterschiedlich sind.


Außerdem kann ein vor einem spanischen Notar erteiltes Testament vor einem deutschen Notar widerrufen werden. Das ist nützlich, insbesondere wenn der Testator nicht nach Spanien reisen kann.


Vorgefasste Anleitungen


Wer sich nach Spanien begibt, um einen Kauf, Verkauf oder eine Erbschaft direkt im Notariat abzuwickeln, sollte, wenn er Spanisch nicht beherrscht, aus Deutschland die notwendigen Instruktionen zweisprachig synoptisch mitnehmen, denn sie erleichtern die Kommunikation zwischen allen beteiligten Personen und Institutionen. Außerdem ist dieses System nützlich für Angelegenheiten vor folgenden Institutionen: Gemeindeverwaltung, Grundbuch- und Katasteramt, Behörden der Autonomen Regierung, Sparkassen und Banken, Finanzamt, Umzugsunternehmen, Polizei, Guardia Civil, Eigentümergemeinschaft, Versorgungsunternehmen, Telefónica etc..


Aufklärung


Der Ausdruck AL CONTADO auf Spanisch bedeutet nicht Barzahlung sondern, dass NICHT IN RATEN gezahlt werden darf, oder genauer, dass bei Beurkundung gezahlt werden muss. Außerdem ist zu beachten, dass Barzahlungen nur bis zu einer gewissen Höhe zulässig sind. Im Allgemeinen wird vor Beurkundung der Notarurkunde durch Überweisung gezahlt oder durch personalisierten Bankscheck und die Art der Bezahlung ist insoweit frei.


3. Abfassung und Abschluss von Privatverträgen


Da im spanischen Recht große Freiheiten bei der Vertragsabfassung im Immobilienbereich bestehen, ist es vorteilhaft, die Privatverträge durch Fachleute des Vertrauens ausarbeiten zu lassen und sich ausdrücklich spanischem Recht zu unterwerfen. Für schuldrechtliche Streitigkeiten, die bei der Erfüllung des Vertrages entstehen könnten, kann man, wenn beide Parteien ihren Wohnsitz in Deutschland haben, die Zuständigkeit deutscher Gerichte vereinbaren.


4. Abfassung von Entwürfen: Öffentliche Urkunden für Kauf/Verkauf, Schenkung, Erbschaftsannahme


Selbst wenn Öffentliche Urkunden von spanischen Notaren beurkundet werden, können die Entwürfe in Deutschland verfasst werden. Um Überraschungen zu vermeiden, empfehlen wir, Entwürfe rechtzeitig an den Notar in Spanien zu übersenden, damit dieser sich äußert, ob er mit dem vorgeschlagenen Text einverstanden ist. Der Entwurf sollte zur Sicherheit von beiden Parteien bestätigt sein.


Es gibt Notare, die Entwürfe von Dritten nicht akzeptieren, dann muss man folglich zwecks Analyse rechtzeitig den Entwurf dieses Notars erbitten. Wenn er auch das verweigert, sollte man einen anderen Notar wählen.


Zwar gibt es in Spanien das Recht auf freie Notarwahl, jedoch gilt dies nicht bei Notarakten und Verträgen, an denen der Staat, die Provinz, die Gemeinde oder von ihnen abhängige Einrichtungen und Körperschaften beteiligt sind (RD 45/2007 vom 19.01.).


Wie sich außerdem aus Art. 5.4 c) des RD 515/1989 ergibt, ist das Recht auf freie Notarwahl in Fällen des Grunderwerbs vom Bauträger (Bauherrenmodell) ein Verbraucherrecht, obwohl der Verbraucher das Tätigwerden des Notars nicht durchsetzen kann, wenn infolge seiner örtlich begrenzten Zuständigkeit ein persönlicher oder dinglicher Sachzusammenhang zu dem Geschäft fehlt.


5. Ratifizierungsurkunden


Manchmal wollen Käufer oder Verkäufer von Immobilien keine Kauf- oder Verkaufsvollmachten erteilen und sich auch nicht nach Spanien begeben. In diesen Fällen ist es möglich, Ratifizierungsurkunden vorzugsweise in spanischer Sprache vor einem deutschen Notar zu erteilen, um die Rechtshandlungen des mündlich Bevollmächtigten in der fraglichen Urkunde zu bestätigen. Sie entfaltet Rückwirkung auf den Zeitpunkt, zu dem die Kaufvertragsurkunde unterschrieben wurde.


Man kann auch andere Verträge ratifizieren, also nachträglich genehmigen, z.B. hypothekarisch gesicherte Kredite, Immobilienmietverträge, Kauf/Verkauf von Yachten, etc.


Alle in Deutschland beurkundeten Ratifizierungsurkunden benötigen die entsprechende Apostille. Erfolgt die Übersetzung in Deutschland, muss der/ die Übersetzer(in) vereidigt sein. In diesem Fall ist auch die Übersetzung zu apostillieren.


6. Geldverkehr


a) Eröffnung von Bankkonten in Spanien


Mindestens eine deutsche Großbank, die in beiden Ländern vertreten ist, bietet folgenden Service an:




	 Abwicklung aller Formalitäten in Deutschland für die Kontoeröffnung in Spanien (für natürliche Personen, aber auch für Unternehmen)


	Benennung einer in der Nähe der Immobilie gelegenen Filiale


	Benennung eines in dieser Filiale tätigen Bankmitarbeiters, der außer Spanisch noch Deutsch oder Englisch spricht.





b) Überweisungen von/nach Spanien


Jede Banküberweisung erfolgt zu Inlandspreisen, wenn folgende Voraussetzungen gleichzeitig erfüllt sind:


Die Bankverbindung des Empfängers wird mit korrekter internationaler Kontonummer (IBAN) und internationaler Bankleitzahl (BIC) angegeben. Die Auftragswährung ist Euro.


Bei Nutzung des SEPA- („Single Euro Payments Area“) Verfahrens gibt es keine Betragsgrenzen. Außerdem wird der Zahlungseingang spätestens innerhalb von 2 Bankarbeitstagen beim Empfänger garantiert.


Überweisungen von mehr als € 12.500 müssen weiterhin aus statistischen Gründen an die Deutsche Bundesbank gemeldet werden. Diese Meldung kann nur noch durch den Zahlungspflichtigen in elektronischer Form direkt bei der Deutschen Bundesbank eingereicht werden. Als Standardverfahren für die elektronischen Meldungen bietet die Deutsche Bundesbank hierfür das Allgemeine Meldeportal Statistik (AMS) an.


Von und nach Spanien sind auch Eilüberweisungen möglich. Von Deutschland aus ist dann stets das Z1-Formular zu verwenden. Hier gibt es aber (je Bank unterschiedliche) Mindestgrößen von z.B. 50.000,-- Euro. Außerdem erfolgt eine Extra-Bepreisung.


c) Lastschriften von/nach Spanien


Inzwischen ist innerhalb der EU auch das Lastschriftverfahren möglich. Die Verwendung des speziellen SEPA-Vordruckes ist erforderlich. Außerdem ist mit der kontoführenden Bank ein Rahmenvertrag zu schließen.


d) Daueraufträge von/nach Spanien


Im Rahmen des SEPA-Verfahrens sind auch Daueraufträge möglich. Ab € 12.500,-- je Ausführung ist die Meldepflicht gemäß Außenwirtschaftsgesetz zu beachten (siehe Punkt b.)


e) Bargeldabhebungen Spanien/Deutschland


Mindestens eine deutsche Großbank, die in beiden Ländern vertreten ist, bietet den Service, dass Abhebungen an einem spanischen Geldautomaten zu Lasten des eigenen deutschen Giro- oder Sparkontos ohne zusätzliche Kosten erfolgen.


Dieselbe Bank bietet den Service, dass Abhebungen an einem deutschen Geldautomaten zu Lasten des eigenen spanischen Girokontos ohne zusätzliche Kosten erfolgen.


Mindestens eine deutsche Direkt-Bank bietet die Möglichkeit, mit Hilfe einer Kreditkarte kostenfrei an ausländischen Geldautomaten Auszahlungen vornehmen zu können. Da diese Kostenfreiheit in der deutschen Kreditwirtschaft stark umstritten ist, lassen Sie sich diese Kostenfreiheit aktuell von der Bank noch einmal bestätigen.


7. Darlehen und ihre Besicherung


Seit der Einführung des Euro ist die grenzüberschreitende Kreditvergabe in Teilen Europas leichter geworden, da insoweit das Wechselkursproblem nicht mehr besteht.


a) Kreditaufnahme und Besicherung in Deutschland


Sofern in Deutschland ausreichend unbelastetes Grundvermögen vorhanden ist, sind grundsätzlich alle deutschen Kreditinstitute bereit, den Erwerb einer spanischen Immobilie zu finanzieren. Die Hauptvorteile einer Besicherung in Deutschland bestehen darin, dass es weder Sprachprobleme noch Rechtsunsicherheiten gibt.


b) Kreditaufnahme in Deutschland und Besicherung in Spanien


Für ein deutsches Kreditinstitut oder eine andere Person gibt es kein rechtliches Hindernis, Kredite durch eine Hypothek auf ein in Spanien belegenes Grundstück zu besichern.


Tatsächlich sind aber viele deutsche Kreditinstitute dazu nicht bereit oder nur bei sehr wertvollen Grundstücken. Zu den Ausnahmen zählen einige Bausparkassen.


Spanische Kreditinstitute, also Banken und Sparkassen, bieten durch ihre zweisprachigen Repräsentanzen in Deutschland ausgezeichnete Dienste an, durch die z.B. in Spanien Konten eröffnet oder Finanzierungen des Immobilienerwerbs zu günstigen Konditionen beantragt werden können.


Die notwendigen öffentlichen Urkunden können in Deutschland oder Spanien beurkundet werden, ohne dass sich Darlehensgeber und Darlehensnehmer nach Spanien begeben müssen; dann muss mit Vollmachten oder mit Ratifizierungen gearbeitet werden.


c) Vereinbarung einer Hypothekenbestellung in Deutschland und Beurkundung in Spanien


Nach der Genehmigung der Hypothek in Spanien kann es Probleme geben, weil die Bedingungen, die in Deutschland zwischen den Banken oder Sparkassen und dem Darlehensnehmer vereinbart werden, nicht exakt auf Spanien übertragen wurden. Das geschieht häufig nicht böswillig, sondern aus Verständnisgründen. So empfiehlt es sich für Banken und Sparkassen, vor der notariellen Beurkundung in Spanien den spanischsprachigen Entwurf mit deutscher Übersetzung bereits in Deutschland durch beide Parteien zu unterschreiben und dann die Beurkundung in Spanien ohne Änderungen durchzuführen.


Im Einzelfall kann es einen Lösungsweg darstellen, die Beurkundung der Hypothek in Spanien durch mündlich Bevollmächtigte herbeizuführen, anschließend eine Ratifizierung vor einem deutschen Notar vorzunehmen und dann die Eintragung in das spanische Grundbuch zu bewirken.


d) Sachenrechtliche Besonderheiten


Allgemeines


Das Hypothekenrecht ist grundsätzlich im spanischen Bürgerlichen Gesetzbuch, im Hypothekengesetz Ley 1/2013 vom 14.05., modifiziert durch das Gesetz 13/2015 welches Berichtigungen bei der Größe von Fincas unter Berücksichtigung der Katastergeoreferenz erlaubt, geregelt. Eine wirksame Hypothekenbestellung setzt die notarielle Beurkundung der Hypothekenbestellung und die Eintragung der Urkunde in das Grundbuch voraus (Art. 1875 C.C.).


Die Hypothek ist immer ein akzessorisches dingliches Recht, das eine bestimmte Forderung garantiert. Sie kann an Grundstücken bestellt werden, aber auch an anderen veräuβerbaren dinglichen Rechten, die sich auf diese beziehen, z.B. an einem Nieβbrauchsrecht (Art. 1874 C.C.). Die Bestellung kann nur durch den Eigentümer des Grundstücks erfolgen (Art. 1857 N° 2 C.C.). Dies bedeutet aber nicht, dass ein Dritter, der nicht Schuldner der besicherten Forderung ist, an seinen Gütern keine Hypothek bestellen kann (Hypothek als Sicherung für eine Fremdforderung) (Art. 1857 C.C. a.E.). Die Hypothekengarantie ist von beiden zu unterschreiben haben, sowohl vom Inhaber des nackten Eigentums, als auch vom Nießbraucher, damit bei Nichterfüllung durch die Bank die gesamte Immobilie haftet.


Die Hypothek haftet an den Gütern für die Forderung, zu deren Sicherung sie errichtet worden ist. Bei Löschung der Forderung erlischt auch die Hypothek (Art. 1876 C.C.), wobei der Eigentümer zur Löschung ihrer Eintragung einen Löschungsantrag beim Grundbuchamt stellen muss. Im Gegensatz zum deutschen Recht, wo der Schuldner zum Zwecke der Rangwahrung eine Eigentümergrundschuld behalten kann, darf nach spanischem Recht der Hypothekengläubiger nicht auch Eigentümer des mit der Hypothek belasteten Gutes sein.


Wenn die Position des Hypothekenschuldners und des Hypothekengläubigers in eine Person fällt, da Letzterer das Eigentum am Grundstück erwirbt, führt dies zur Löschung der Forderung durch Konfusion und es ist der Antrag auf Eintragslöschung der Hypothek aus dem gleichen Grunde vorzunehmen.


Verbraucherschutz


Das Gesetz 2/1994 vom 30.03. (Übernahme und Modifizierung von hypothekarisch gesicherten Darlehen) und das Gesetz 41/2007 vom 07.12. über die Regulierung des Hypothekenmarktes, das das Gesetz 2/1981 vom 25.03. modifiziert, eröffnen dem Verbraucher die Möglichkeit, zu einem Kreditinstitut zu wechseln, welches ihm bessere Konditionen bietet. Diese gesetzlichen Regelungen werden durch das RD 716/2009 vom 24.04. ergänzt, durch das bestimmte Aspekte des Gesetzes 2/1981 weiterentwickelt werden. Dieses ersetzt das RD 685/1982 vom 17.03, das seinerseits rechtliche Aspekte des Gesetzes 2/1981 behandelt hat, vollständig.


Es ist nicht möglich, die Hypothek einer spanischen Bank auf eine deutsche zu übertragen; die einschlägigen spanischen Vorschriften sind darauf nicht anwendbar (siehe hierzu die Gesetze 2/94 und 41/2007), weil die Verfahren, Voraussetzungen und Pflichten begrifflich nur auf in Spanien belegene Objekte zugeschnitten sind. Obwohl also die Option einer solchen Subrogation von vornherein ausgeschlossen ist, ist es gleichwohl möglich, den Kredit mit der spanischen Bank zu kündigen und einen neuen mit einem deutschen Geldinstitut zu schlieβen. Wenn allerdings nicht das nötige Kapital zur Rückzahlung vorhanden ist, können sich aus der Gleichzeitigkeit von Kündigung und Neuaufnahme Schwierigkeiten ergeben.


Aufgrund der gegenwärtigen Bedeutung der hypothekarisch abgesicherten Kredite und Darlehen, die von Nichtbanken gewährt werden, ist das Gesetz 2/2009 vom 31.03. verabschiedet worden. In ihm wird der Abschluss hypothekarisch gesicherten Darlehen und die Inanspruchnahme von Vermittlungsverträgen mit Verbrauchern geregelt. Ziel des Gesetzes ist es laut seiner Präambel, die wirtschaftlichen Interessen und Rechte der Verbraucher zu schützen.


Grundschuld


Spanien kennt keine Grundschuld, wie sie im deutschen Zivilrecht (§§ 1191 - 1198 BGB) annerkannt ist. Die Parteien können sie auch nicht konstruieren. Wenngleich sich das spanische Vertragsrecht auf die Vertragsfreiheit der Parteien gründet, ist eine solche Neuschaffung von Grundsicherungsrechten nicht möglich. Ein deutscher Sicherungsgeber sollte stets Fachleute konsultieren und den Versuch einer „Übertragung“ deutscher Rechtsinstitute nach Spanien vermeiden.


Die sogenannte Höchstbetragshypothek ist ein Beispiel für eine Sicherungshypothek, die von der deutschen Grundschuld zwar juristisch verschieden, ihr der Sache nach aber recht ähnlich ist. Sie wird mit einem Höchstbetrag im Grundbuch eingetragen und sichert Darlehen in unbestimmter Höhe, die in ihren Grundzügen feststehen, deren Konkretisierung aber auβerhalb der Hypothek erfolgt. Die Höchstbetragshypothek ist, abgesehen von ihrer Eigenschaft als hypothekarisches Sicherungsmittel eines Kontokorrentkredits, gesetzlich nicht geregelt. Ihre Ausgestaltung bleibt weitgehend der Privatautonomie überlassen


Gerichtliche und auβergerichtliche Vollstreckung


Die hypothekarische Vollstreckung erfolgt grundsätzlich gerichtlich. Zusätzlich ist ein notarielles Vollstreckungsverfahren möglich, das aber das gerichtliche nicht ersetzt, sondern daneben als Option besteht; es muss in jedem Fall vertraglich vereinbart werden. Es ist schneller und kostengünstiger. Der Schuldner kann das Verfahren durch Zahlung (offener Raten) zum Erliegen bringen.


Leistung an Erfüllungs Statt


In einigen Fällen, und sofern dies in der Bestellungsurkunde so festgelegt wurde, vermeiden Gläubiger und Schuldner die Vollstreckung und vereinbaren eine Leistung an Erfüllungs Statt. Dies spart erhebliche Kosten. Es handelt sich um die entgeltliche Übertragung eines Gutes, weil die Übertragung anstelle der Geldzahlung durch den Käufer erfolgt.


Art. 7.2 des Gesetzes über die Vermögensübertragungssteuer (ITP/RDL 1/1993) stellt klar, dass Vermögensübertragungen i.S. dieser Steuer „Zahlungen an Erfüllungs Statt und solche mit der Auflage Schulden zu begleichen” darstellen. Übliche Bemessungsgrundlage ist der tatsächliche Wert, wie in der Übertragungsurkunde festgelegt, soweit dieser nicht den von der jeweiligen Autonomen Gemeinschaft angezeigten Betrag unterschreitet. Es handelt sich nämlich, wirtschaftlich betrachtet, um den entgeltlichen Erwerb eines Gutes. Ebenso ist die gemeindliche Wertzuwachssteuer für die Werterhöhung der baulichen Grundstücke zu zahlen, deren Höhe sich nach der Dauer der Eigentümerstellung richtet.


Bei Leistung an Erfüllungs Statt seitens solcher Schuldner, die sich in einer drohenden Situation sozialen Ausschlusses befinden – geregelt im Königlichen Gesetzesdekret 6/2012 vom 09.03.-, zahlt der Erwerber die Steuer. Er kann sie keinesfalls auf den Übertragenden abwälzen.


e) Zusätzliche Sicherheiten


Die Sicherheit des Darlehensgebers kann durch rechtliche Instrumente, die über den notariellen Darlehensvertrag und die notarielle Hypothekenbestellung hinausgehen, verstärkt werden. Es gibt Fälle, in denen der Gläubiger oder der Darlehensgeber von einem Dritten die Bestellung einer Bürgschaft verlangen, um die Forderung zusätzlich abzusichern. Ob es dazu kommt, ist von verschiedenen Umständen abhängig, z.B. ob der Darlehensnehmer eine natürliche oder juristische Person ist.


f) Besteuerung hypothekarischer Darlehen


Derzeit sind hypothekarisch gesicherte Darlehen in Spanien steuerfrei; dies gilt sowohl für Bankdarlehen (Umsatzsteuer) als auch für Privatdarlehen (Vermögensübertragungssteuer).


Tatsächlich sind Kredite mit und ohne hypothekarische Sicherung sowohl von der Umsatzsteuer (Art. 20 uno, Absatz 18, c) und f) des Gesetzes 37/1992 vom 28.12.) als auch von der Vermögensübertragungssteuer (Art. 45.I.B.) Absatz 15 des RDL 1/1993 vom 24.09.) befreit.


g) Besteuerung der Hypothekenbestellung zur Besicherung von Forderungen


Zur Absicherung von Geldforderungen oder zur Erfüllung geldwerter Verpflichtungen können persönliche Sicherungsmittel, Bürgschaften, Mobiliarpfandrechte und Hypotheken bestellt werden, z.B. kann mit dem Finanzamt eine Teilzahlungsvereinbarung zur Begleichung der Erbschaftsteuer vereinbart und als Sicherheit eine Hypothek an der Immobilie bestellt werden.


Wird eine Hypothek zur Besicherung einer Schuld bestellt, so ist zu unterscheiden, ob die Bestellung von einer Privatperson oder einem Unternehmer vorgenommen wird.


Im erstgenannten Fall unterliegt die Transaktion als entgeltliche Vermögensübertragung im Sinne des Art. 7.1. B. des RDL 1/1993 der Verkehrssteuer (I.T.P./A.J.D.): „Steuerpflichtige entgeltliche Vermögensübertragungen sind (...) B) die Begründung von Realrechten, Darlehen, Bürgschaften, Vermietungen, Rentenrechten ...”.


Steuerschuldner ist die Person, zu deren Gunsten die Handlung vorgenommen wird, also der Hypothekengläubiger, Art. 8.c. RDL 1/1993, und zwar in Höhe von 1 v.H. der insgesamt besicherten Forderung (Hauptforderung, Zinsen, Schadensausgleiche, Strafzahlungen bei Nichterfüllung, etc.), Art. 10.2c RDL 1/1993. Den Steuersatz von 1 v.H. legt der Zentralstaat fest, weil die Comunidades Autónomas diesbezüglich keine Gesetzgebungskompetenz haben. Wird der Vorgang notariell beurkundet, so wird die Beurkundungssteuer in Höhe von 0,15 € pro bedruckter Seite oder 0,30 € pro Bogen fällig (Art. 31 RDL 1/1993).


Wird die Hypothek dagegen durch einen in dieser Eigenschaft handelnden Unternehmer bestellt, so unterliegt diese Handlung zwar grundsätzlich der Umsatzsteuerpflicht (= steuerbar), ist aber als Finanzdienstleistung davon ausgenommen (= steuerbefreit) (Art. 20.uno.18.f) des Gesetzes 37/1992). Wird der Vorgang öffentlich beurkundet, wird neben der Beurkundungssteuer von 0,15 € pro bedruckter Seite oder 0,30 € pro Bogen ein zusätzlicher allgemeiner Steuersatz von 0,50% erhoben (Art. 31 RDL 1/1993). Dieser Steuersatz kann allerdings von den Autonomen Gemeinschaften geändert werden (Art. 49.1.a) des Gesetzes 22/2009 vom 18. 12.).


Fassen wir zusammen: Wird eine Hypothek im Zivilrechtsverkehr (d.h. zwischen „Privatpersonen“) und im Wege einer öffentlichen (d.h. notariellen) Urkunde bestellt, wird nur eine Steuer auf das verwendete Papier (0,15 € pro Seite und 0,30 € pro Bogen) fällig. Wird die Hypothek dagegen im Geschäftsverkehr (d.h. durch einen Unternehmer) und im Wege einer öffentlichen (d.h. notariellen) Urkunde bestellt, dann werden neben der Steuer auf das Notarpapier (0,15 € pro Seite und 0,30 € pro Bogen) weitere 0,5% oder der Prozentsatz fällig, den die Autonome Gemeinschaft bestimmt.


8. Spanische Steuererklärungen und Steuerzahlungen von Deutschland nach Spanien


Es besteht die Möglichkeit, Steuererklärungen gegenüber dem spanischen Finanzamt per Internet über die Webseite des staatlichen Finanzamtes www.agenciatributaria.es abzugeben. Die Abgabe einer solchen Internet-Steuererklärung setzt die Inhaberschaft einer elektronischen Signatur voraus, die man bei den Finanzbehörden beantragen kann. Bestimmte Berufsträger (z.B. Steuerberater oder Rechtsanwälte) können Steuererklärungen auch in fremdem Namen abgeben; zur Belastung eines fremden Kontos wird jedoch eine zusätzliche Vollmacht des Kontoninhabers benötigt. Ist keine elektronische Signatur vorhanden, so ist das entsprechende Steuerformular auf der genannten Webseite des staatlichen Finanzamtes aufzurufen, auszufüllen und auszudrucken. Die bedruckte Erklärung ist dann in einer Filiale der spanischen (!) Bank abzugeben, in der der Steuerpflichtige sein Konto hat. Überweisungen aus dem Ausland an das spanische Finanzamt sind im Regelfall nicht möglich.


Die wichtigsten Steuerformulare, die Nicht-Residente kennen müssen, sind folgende:


Einkommensteuer der Nicht-Residenten


Formular 210. Dies ist das mit Abstand wichtigste ESt-Formular für Nicht-Residente: Es ist die Erklärung über (tatsächliches oder fiktiv angenommenes) Einkommen für Nicht-Residente ohne Betriebsstätte in Spanien. Es betrifft alle Arten von Einkünften, sei es durch Arbeit, Kapitaleinkünfte,Vermietung oder das bloβe Eigentum an einer in Spanien belegenen Immobilie. Die Erklärungsfristen hängen von der Einkunftsart ab. Gewinne aus Immobilienverkäufen sind innerhalb von maximal vier Monaten ab der Übertragung zu erklären; zugewiesene (d.h. fiktive) Mieteinkünfte aus spanischen Immobilien sind im Folgejahr der Steuerentstehung zu erklären. Für die übrigen Einkünfte ist die Steuer vierteljährlich bis zum 20. des auf das Quartal folgenden Monats zu erklären.


Das Formular 210 ersetzt zudem seit dem 1.1.2012 das ehemalige Formular 212, mit dem Nichtansässige den Erlös aus der Veräußerung einer Immobilie erklären mussten. Diese Einnahmen sind nunmehr auch anhand des Formulars 210 zu erklären.


Nullbeträge sind in den ersten 20 Januartagen des Folgejahres anzugeben und Rückzahlungsbeträge sind ab dem 1. Februar des Folgejahres geltend zu machen.


Formular 211. Dieses Formular ist spezieller Art: Wer eine Immobilie von einem Nicht-Residenten erwirbt, hat 3 % des Verkaufspreises einzubehalten und den Betrag innerhalb eines Monats ab Kauf an das Finanzamt zu zahlen. Ob der Käufer selbst resident ist oder nicht, spielt keine Rolle.


Formular 213. Auch dieses Formular betrifft einen Sonderfall: Nicht in Spanien ansässigen Gesellschaften mit Immobiliareigentum wird eine Sondersteuer in Höhe von 3% des Katasterwerts auferlegt, sofern kein Doppelbesteuerungsabkommen mit Informationsaustauschklausel besteht. Deutsche Gesellschaften sind daher nicht betroffen.


Formular 216: Dieses Formular betrifft den Einbehalt und die Vorauszahlungen von den Einkünften Nicht-Residenter, die nicht mittels Betriebsstätte erzielt wurden. Es also nicht durch den nichtansässigen Steuerpflichtigen auszufüllen, sondern durch dessen Schuldner, die bei Rechungsbegleichung einen ESt-Einbehalt vorgenommen haben.


Formular 296: Dieses Formular ist die Jahressteuererklärung derjenigen Personen, die ESt-Einbehalte zu Lasten Nicht-Residenter vorgenommen haben.


Vermögensteuer der Nicht-Residenten


Das Gesetz 4/2008 hielt die Vorschriften des Gesetzes 19/1991 im Wesentlichen aufrecht, schrieb jedoch für 2008 bis 2010 eine Vergünstigung der Vermögensteuer von 100% vor. Damit wurde sowohl die persönliche als auch die sachliche Vermögensteuerpflicht aufgehoben. Für die Jahre 2011 bis 2015 wird diese Vergünstigung nicht mehr gewährt.


Formular D-714: Das Formular D-714 wurde ab 2008 abgeschafft, weil die Erklärungspflicht nach Artikel 3 N° 2 des Gesetzes 4/2008 vom 23.12. entfällt. Es werden folglich die Art. 36, 37 und 38 des Gesetzes 19/91 (Verwaltung der Steuer: Selbstveranlagung, Erklärungspflichtige, etc.) gestrichen.


Vermögen- und Einkommensteuer Nicht-Residenter


Formular 214. Das Formular 214 wurde für 2008 und folgende Steuerjahre abgeschafft, nicht jedoch die Einkommensteuer, die seitdem mit dem bereits dargestellten Formular Nr. 210 zu erklären ist.


Auβerdordenliche Maβnahmen


Im Jahr 2011 wurde die Vermögensteuer durch Streichung der oben beschriebenen „Vergünstigung“ wieder eingeführt. Obgleich sie zunächst auf zwei Jahre – also 2011 und 2012 - beschränkt war (RDL 13/2011 vom 16.09), wurde sie durch die Haushaltsgesetze für 2013 bis 2015 beibehalten. Die Steuer ist mit dem Formular 714 in elektronischer Form bis zum 31. März für das Vorjahr zu erstellen. Während der Zeit der „Vergünstigung“ hatte die Vermögensteuer nur informativen Charakter für den Staat.


9. Abfassung spanischer Dokumente gesellschaftsrechtlicher Art


Für in Deutschland lebende Personen, die sich nicht nach Spanien begeben wollen, kann die Errichtung von Gesellschaften mittels notarieller Spezialvollmachten organisiert werden.


Außerdem kann man in Deutschland den Entwurf der Gründungsurkunde und der Statuten der zukünftigen Gesellschaft verfassen.


Wenn es die Statuten der Gesellschaft vorsehen, kann die Gesellschaft eine Gesellschafterversammlung (ordentlicher oder außerordentlicher Art) nach Deutschland einberufen. Ist notarielle Beurkundung notwendig, kann diese vor einem deutschen Notar erfolgen. Dann wird die Urkunde apostilliert und zur Eintragung an das entsprechende Handelsregister nach Spanien geschickt. Sicherheitshalber sollte dies nicht direkt erfolgen, sondern über einen Korrespondenten in Spanien, der die Eintragung veranlasst.


10. Beantragung der Ausländeridentifizierungsnummer (N.I.E.)


Der Antrag kann unter Vorlage des Originals und der Kopie des Reisepasses oder des Personalausweises beim zuständigen spanischen Konsulat gestellt werden. Die Ausländeridentifizierungsnummer (N.I.E.) wird vom Inneministerium erteilt. Sie hat 7 Ziffern, beginnt mit einem X oder Y und endet mit einem weiteren zufällig ausgewählten Buchstaben. Beispiel: X-1234567-P. Sobald die zum Buchstaben Y zugehörige Nummernreihe erschöpft ist, wird mir dem nächsten Buchstaben im Alphabet fortgefahren. Kommt das Dokument abhanden, ist es erneut zu beantragen, wobei in dem neuen Antrag die zuvor erteilte N.I.E. anzugeben ist. Die Nummer selbst bleibt unverändert. Die Steuernummer (N.I.F.) ist dagegen stets in Spanien zu beantragen. Damit die N.I.E. Nummer gültig ist, muss sie beim spanischen Finanzamt angemeldet werden. In manchen Regionen in Spanien muss dies innerhalb einer Frist von 3 Monaten geschehen. Sollte besagte Anmeldung nicht innerhalb der Frist getätigt werden, so läuft die N.I.E. Nummer ab und muss erneuert werden. Besagte Erneuerung wird wie eine Neu-Beantragung abgewickelt, die Nummer bleibt die gleiche. Das Formular der N.I.E. Nummer enthält die Information der 3 -Monats-Frist.




B. Strategie zur Sicherung


Dieses Kapitel enthält einen Überblick über die Maßnahmen, die in beiden Ländern mit dem Ziel ergriffen werden können, die Investition zu sichern. In den darauf folgenden Kapiteln werden wir die hier dargelegten allgemeinen Prinzipien im Detail behandeln.


Zur Sicherung der Immobilieninvestitionen ist es notwendig, eine Strategie anzuwenden, die sich in allen Phasen auswirkt:




	vorvertraglich


	Vertragsabfassungen als privatschriftliche Dokumente


	Vertragsabfassungen als Öffentliche (notarielle) Dokumente


	Eintragung in das Grundbuch


	nachvertragliche Verpflichtungen in Spanien und Deutschland.





Aus Gründen der Klarheit zerlegen wir alle Investitionsphasen darüber hinaus in Schritte.


Verhandlungen zum Erwerb einer Immobilie enden nicht zwangsläufig mit einem Immobilienkaufvertrag. Je nachdem, welche Informationen man in der vorvertraglichen Phase erhält, kann es ratsam sein, keinen Vertrag zu schließen. Außerdem können Verhandlungen in der Phase der Vertragsformulierung scheitern, auch wenn die Voruntersuchungen nichts Negatives ergeben haben.


Die fünf Phasen der Strategie


1. Vorvertragliche Phase


Die goldene Regel für den Kaufinteressenten in der vorvertraglichen Phase ist: Kein Dokument gleich welcher Art unterschreiben (Eigentümer, Immobilienmakler, etc.)! Fordern Sie vom Eigentümer oder Immobilienmakler undedingt die von uns aufgelisteten Unterlagen. Verlangen Sie, dass die zum Kauf angebotene Immobilie frei von allen Belastungen oder Problemen ist. Diese Phase wird im folgenden Kapitel detailliert ausgeführt und umfasst:


a) Erster Schritt


Die Überprüfung der Verkäuferseite (z.B. ob die Person, die behauptet, Eigentümerin zu sein, es auch tatsächlich ist; oder bei mehreren Eigentümern, ob alle verkaufen wollen; oder im Falle juristischer Personen, ob die Personen, die behaupten, Vertretungsmacht zu haben, tatsächlich legitimiert sind, etc.)


Handelt es sich nicht um sehr spezielle Vollmachten – z.B eine Bankvollmacht oder eine solche zum Verkauf eines bestimmten Hauses – sind die durch den Geschäftsführer einer SA oder SL erteilten Vollmachten in das Handelsregister einzutragen. Fehlt es daran, ist aber lediglich die Genauigkeitsvermutung beeinträchtigt, welche eine solche Einschreibung begründet.


b) Zweiter Schritt


Die Überprüfung des Verkaufsobjektes erfolgt sowohl hinsichtlich rechtlicher Aspekte (Inhalt und Eintragung der Eigentumsurkunden, Bescheinigung der Lasten und Belastungen, Katasterüberprüfungen etc.) als auch hinsichtlich technischer Aspekte der Immobilie (sei es hinsichtlich des Grund und Bodens, sei es hinsichtlich der Gebäude).


Auch wenn die erste Phase für den Käufer günstig ausgeht, verliert die folgende nicht an Bedeutung.


2. Privatschriftliche Vertragsabfassung


a) Erster Schritt


Die goldene Regel für den Käufer in der Phase der privatschriftlichen Vertragsabfassung ist, keine Zahlungen zu tätigen, und zwar weder mit dem Verkäufer noch mit zwischengeschalteten Dritten. Es empfiehlt sich die Eröffnung eines Notaranderkontos oder die Zahlung am Tag der öffentlichen Beurkundung des Vertrages.


Im ersten Schritt ist stets der Entwurfstext des Vertrages zu analysieren, den die Verkäuferseite vorlegt. Unterschreiben Sie keine Verträge oder Dokumente, die schon durch Vermittler oder Berater des Verkäufers vorbereitet wurden, bevor sie durch Juristen Ihres Vertrauens geprüft und geändert wurden. Sie sollten unter keinen Umständen mündlich Immobilienkaufverträge abschließen. Es gibt keinen typischen Vertrag, sondern eine Vielzahl. Auch ohne Verstöße gegen Recht und Gesetz ist von der Unterschrift abzuraten.


b) Zweiter Schritt


Im zweiten Schritt lassen Sie zu Ihrer größten Sicherheit durch Ihren Rechtsberater einen neuen Entwurf ausarbeiten, zweisprachig und zweispaltig.


Die Hinweise in Kapitel D. auf Gestaltungsmöglichkeiten von Verträgen sind drei Gruppen zuzuordnen:




	solche, die von den Parteien frei ausgehandelt werden können (Grundsatz der Vertragsfreiheit),


	solche, die geregelt werden müssen, wenn eine Partei das wünscht (z.B. Registerauszug am Tag der Beurkundung),


	solche, die gesetzlich gefordert werden (z.B. Notwendigkeit der Öffentlichen Kaufvertragsurkunde für die Eintragung in das Grundbuch).





Ihre Unterschrift und die des Verkäufers müssen nicht nur am Ende des Vertrages sondern auf jeder beschriebenen Seite stehen.


3. Vertragsabfassung der öffentlichen Urkunde


a) Erster Schritt


Die goldene Regel für den Käufer in der Phase der öffentlichen Beurkundung ist, dass der Käufer persönlich den Notar, den Übersetzer/Dolmetscher und den Gestor aussucht. Es ist ratsam, das die Benennung des Gestors und dessen Daten in den Text der Kaufurkunde aufgenommen werden.


Der erste Schritt liegt unmittelbar vor der notariellen Beurkundung. Verlangen Sie ausreichend vorher den Entwurf der Öffentlichen Urkunde und lassen Sie ihn übersetzen. Wie beim Privatvertrag, lassen Sie ihn durch den Anwalt Ihres Vertrauens prüfen und falls notwendig den Text ändern. Änderungen sind nicht so häufig wie beim privatschriftlichen Vertrag.


Wir weisen darauf hin, dass bei einigen Vertragsentwürfen die Worte SI und NO in Groβbuchstaben erscheinen. Sie stellen eine Option dar. Beispielsweise SI oder NO in Bezug auf die Anforderung einer Information per Internet oder bezüglich der Befreiung des Eigentümers von der Pflicht zur Vorlage bestimmter Dokumente. Wir raten Ihnen, diese Art von Entwürfen nicht zu akzeptieren.


In dem Entwurf sollte eingefügt werden, dass einer Person Ihres Vertrauens (normalerweise einem Anwalt) und zwar auch durch den Verkäufer, die Vollmacht eingeräumt wird, die notarielle Urkunde zu heilen bzw. zu berichtigen. Auch sollte ein Vertreter Ihres Vertrauens mit Zustellungsadresse (in der Regel ein Gestor) benannt werden, dem außerdem der ausdrückliche Auftrag erteilt wird, die Handlungen vorzunehmen, die nach Erteilung der notariellen Urkunde bis zu ihrer Eintragung erforderlich sind (Steuerzahlungen auch in Namen des Verkäufers, Eintrag in das Grundbuchamt, Katasteramt, Gemeinde, Eigentümergemienschaft, etc.). Es kann auch vorkommen – allerdings nur äußerst selten - dass jede Partei einen eigenen Steuervertreter bestimmt. Beide Parteien haben ihre entsprechenden steuerlichen Verpflichtungen.


b) Zweiter Schritt


Der zweite Schritt stellt die Erteilung der Öffentlichen Kaufvertragsurkunde beim Notar dar. Wenn Sie die spanische Sprache nicht ausreichend beherrschen, nehmen Sie Ihren Übersetzer zum Notartermin mit. Bringen Sie eine Kopie des Ihnen übersandten und eventuell geänderten Entwurfes mit, um ihn mit dem zu unterschreibenden Text zu vergleichen. Befreien Sie den Notar nicht von der elektronischen Anforderung des Grundbuchauszuges, und falls es ihm zufolge Lasten und Belastungen gibt, wehren Sie diese ab oder unterschreiben Sie nicht.


Falls es zur Beurkundung kommt, muss der Notar das Grundbuchamt am selben Tag auf elektronischem Wege davon in Kenntnis setzen.


4. Eintragung in das Grundbuch


Damit die öffentliche Urkunde ins Grundbuch eingetragen werden kann ist es notwendig, dass die Grunderwerbssteuer durch Selbstveranlagung bezahlt wurde. Die Frist für die Zahlung dieser Steuer beträgt dreißig Werktage nach Beurkundung der öffentlichen Kaufvertragsurkunde. Eine Zahlung nach Ablauf dieser Frist begründet die Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen und in einigen Fällen auf einen Steuerzuschlag.


Ist die Immobilie ein Neubau, wird die Umsatzsteuer fällig, sofern der Verkäufer zu ihrer Erhebung verpflichtet ist. Zugleich wird die Beurkundungssteuer (AJD) fällig, wobei ihre konkrete Höhe von der jeweiligen Autonomen Region abhängt. Die Umsatzsteuer ist dem Verkäufer zusätzlich zum Kaufpreis zu zahlen; sodann hat er den Betrag im Rahmen seiner Quartalserklärung an das Finanzamt abzuführen. Die Zahlung der Beurkundungssteuer erfolgt dagegen direkt durch den Käufer, der sie im Wege der Selbstveranlagung innerhalb von 30 Werktagen ab Unterschrift des Kaufvertrages zu erklären und zu entrichten hat.


Wertzuwachssteuer der Gemeinde


Zudem ist mit dem zugehörigen Formular die Zahlung dieser Steuer zu bestätigen, wenn für das Gelände Wertzuwachs besteht. Beim Grundbuchamt ist nachzuweisen, dass der Gemeinde die Erstellung der öffentlichen Kaufvertragsurkunde zwecks Berechnung der Wertzuwachssteuer mitgeteilt wurde, oder dass die Steuer bezahlt wurde oder eine Befreiung von ihr vorliegt.


Vorläufige Eintragung


Die Vorlage der öffentlichen Urkunde beim Grundbuchamt, sei sie durch den Notar elektronisch oder durch den Interessen selber geschehen, führt zu einer sofortigen vorläufigen Eintragung, in das sogenannte Libro Diario. Falls die Beurkundung keine Fehler hat und mit ihr die oben genannten Steuerunterlagen eingereicht werden, wird die Eintragung endgültig. Die vorläufige Eintragung hat eine Gültigkeit von 60 Tagen, die garantiert, dass während dieser Frist keine anderen Eintragungen über dieses Grundstück vorgenommen werden können und alle Fehler der Eintragung geheilt werden. Die Eintragung in das Grundbuch begründet im Rahmen des Hypothekengesetzes einen Schutz gegenüber nicht eingetragenen Dritten.


5. Nachvertragliche Verpflichtungen in Spanien und Deutschland


Als Grundregel für den Eigentümer gilt, die schriftliche eingetragene Öffentliche Urkunde nach dem Erhalt durch den Notar oder den Beauftragten entweder selbst aufzubewahren oder sie einer absoluten Vertrauensperson auszuhändigen, deren Identität er sich in jedem Falle gut merken sollte.


a) Erster Schritt


Er besteht in der strikten Einhaltung der rechtlichen Verpflichtungen in Spanien, insbesondere solcher steuer- und verwaltungsrechtlicher Art. Nicht wenige Eigentümer haben ihre Immobilie aus Nachlässigkeit als Folge von Versteigerungen verloren, weil sie Steuern oder Beiträge zur Eigentümergemeinschaft nicht bezahlt haben. Wir empfehlen, die Benennung eines Steuervertreters auch in den nicht gesetzlich vorgeschriebenen Fällen.


b) Zweiter Schritt


Hierbei beziehen wir uns auf die steuerlichen Verpflichtungen, die sich in Deutschland ergeben können. Wir gehen darauf weiter unten ein. Sie sollten einen Steuerberater mit Erfahrung im Internationalen Steuerrecht und im deutschspanischen Doppelbesteuerungsrecht konsultieren.




C. Hinweise vor Vertragsabschluss


1. Einführung


Es ist sehr riskant, einen Kaufvertrag, ein Kaufversprechen, eine Kaufoption oder eine Vereinbarung zur Reservierung des Kaufes zu unterschreiben, selbst wenn diese für den Käufer günstig verfasst sind, ohne vorher eine gründliche Überprüfung vorzunehmen, wie es nachstehend dargelegt wird. Es nützt wenig, in den Vertrag zu schreiben, dass die Immobilie frei von Lasten und Belastungen verkauft wird, falls solche doch existieren. Gerichtliche Auseinandersetzungen sollte man vermeiden. Sie dauern lange und sind teuer. Vorsicht ist auch mit dem Internet geboten. Schlieβen Sie keinen Vertrag auf diesem Wege ab. Eine häufige Falle besteht auch darin, dass angeblich das Eigentum nur „reserviert“ wird, während Sie in Wirklichkeit einen privaten Kaufvertrag abschlieβen.


2. Überprüfungen vor Vertragsabschluss


Sie sollten die von uns empfohlenen Unterlagen und Informationen beschaffen und die vor jedem Vertragsschluss notwenige Prüfung einleiten.


a) Grundinformationen, Eigentumsurkunde


Überprüfung des Originals (bzw. der vollständigen Fotokopie) der im Grundbuch eingetragenen Kaufurkunde (Escritura Pública de Compraventa) durch einen Fachmann des Vertrauens. Statt einer Kaufurkunde können auch andere Eigentumstitel (z.B. aus Schenkung, Tausch, Auflösung des Miteigentums, Erbschaft, Leistung an Erfüllungs Statt, Auktionserwerb, Einbringung in eine Gesellschaft, etc.) eingetragen sein.


Dokumente zum Bauwerk und städtebauliche Information


Überprüfen Sie das Original oder die vollständige Fotokopie der Neubauerklärung oder gegebenenfalls der Altbauerklärung. Vergleichen Sie die in der Neubauerklärung aufgeführten Daten (bebaute Fläche, Anzahl der Zimmer, Wohnungen, etc.) mit dem tatsächlichen Bauwerk. Sofern die Daten nicht richtig sind, erbitten Sie ihre Korrektur.


Kaufen Sie unter keinen Umständen ein bebautes Grundstück, für das die entsprechende Neubauerklärung noch nicht in das Grundbuch eingetragen ist. Das Argument „besser nicht eintragen, weil das Steuern kostet”, ist rechtswidrig und falsch. Die Probleme, die der Verkäufer lösen sollte, werden auf den Käufer überwälzt. Anstelle der erstrebten „Steuerersparnis“ nimmt man das Risiko erheblich höherer Kosten in Kauf.


Wenn im Eigentumstitel des Verkäufers „Gebäude im Bau“ erscheinen (das ist häufig bei Bauträgern der Fall), benötigt man zusätzlich eine abschließende Neubauerklärung, wenn die Arbeiten abgeschlossen sind. Wenn das nicht der Fall ist, sollten Sie einen Teil des Kaufpreises zurückhalten, bis dies erfolgt ist.


Es ist zweckmäßig, eine Kopie der geneh-migten Baupläne zu haben und zu über-prüfen, ob die Flächen, die dort aufgeführt sind, mit den tatsächlich bebauten übereinstimmen. Häufig hat der Verkäufer bei seinem Erwerb wichtige Unterlagen zur Sicherung seiner Investition erhalten. Dies sind etwa: Plan und Beschreibung in der Katasterbescheinigung der Immobilie, amtliche Bescheinigungen über Gemeindewege, topographische Vermessungen, urbanistische Gutachten und, falls das Grundstück nahe am Meer oder sogar in Klippennähe liegt, eine Bescheinigung der Jefatura Provincial de Puertos y Costas über dessen Begrenzung. Es ist wichtig, dass der Eigentümer Ihnen diese Unterlagen zwecks Überprüfung beschafft; dies gilt auch im Falle einer beabsichtigten Neubeantragung. Dies dient der Vermeidung böser Überraschungen beim Erwerb. Ursachen können in Gesetzgebung der Comunidad Autónoma (insbesondere der Territorialpläne), der nationalen Gesetzgebung (z.B. hinsichtlich der Küstengesetzgebung) oder bestimmter EU-Richtlinien zur Erhaltung von Umweltgebieten liegen. Diese Normen bilden ein kompliziertes rechtliches Puzzle; ihr einziger gemeinsamer Bezugspunkt sind die unterschiedlichen Kategorien der Inhaltsbestimmung des Eigentums.


b) Küstengesetzgebung


Allgemeines


Um das spanische Küstengesetz gab es in den letzten Jahren viele Diskussionen in der spanischen Politik und auch in der Presse. Die durchgeführten Änderungen des spanischen Küstengesetzes von 1988 hätten zum Teil zu Räumungen von Immobilien geführt, die aufgrund der Veränderungen nun auf öffentlichen Grund und nicht mehr im Privateigentum standen. Dies führte zu Unsicherheit unter den Hausbesitzern. Wir wollen hier versuchen, die Grundlagen des spanischen Küstengesetzes zu erklären und deutlich zu machen, welche Veränderungen die aktuelle Gesetzesänderung vom 29.05.2013 gebracht hat.


Die Küstengesetzgebung beinhaltet: Erstens das Gesetz 22/1988 vom 28. Juli, geändert durch Gesetz 42/2007 vom 13. Dezember über das Erbe der Natur und die Artenvielfalt (und seinerseits geändert durch Gesetz 33/2015 vom 21. September). Zweitens das Gesetz 2/2013 vom 29. Mai über den Schutz und die nachhaltige Nutzung der Küsten. Drittens das RD 876/2014 vom 10. Oktober zum Erlass des „Reglamento General de Costas“, das der Durchführung der Gesetze 22/1988 und 2/2013 dient.


Zu berücksichtigen sind auch die Vorschriften der Autonomen Gemeinschaften auf dem Gebiet der Bodenordnung, die diese im Bereich ihrer Kompetenzen erlassen, wenngleich die Küstengesetzgebung in die Zuständigkeit des Zentralstaates fällt.


Bezüglich der erwähnten Bodenordnung wurden beispielsweise die baurechtlichen Gesetzgebungskompetenzen in drastischer Weise vom Zentralstaat auf die Autonomen Gemeinschaften verlagert, seitdem die spanische Verfassung durch das Urteil 149/1991 des spanischen Verfassungsgerichts eine entsprechende Auslegung erfahren hat.


Die Materie ist höchst komplex. Wir beschränken uns deshalb auf die Darstellung der Grundzüge. Dabei heben wir diejenigen Aspekte hervor, die ein potenzieller Immobilienkäufer beachten muss, der vom Anwendungsbereich des Regelwerks betroffen sein kann.


Ausgangspunkt ist natürlich, dass ein Erwerb überhaupt möglich ist. Unsere Anmerkungen sind aber auch für Eigentümer solcher Immobilien von Nutzen, die insofern von dem Küstengesetz betroffen sein können, als neue Grenzziehungen erfolgt sind, anhand derer die Verwaltung bestimmt, welche Immobilien innerhalb der Zone des öffentlichen Küstenraums (der dem Staat gehört) bleiben oder welche von einer Dienstbarkeit betroffen sind.


Abgrenzungen


Folge des Inkrafttretens des Küstengesetzes von 1988 war, dass die ehemaligen Abgrenzungen zwischen Land- und Küstenbereich nach dem Gesetz von 1969 modifiziert wurden und dass folglich auch die Zuordnungen der betroffenen Grundstücke geändert wurden.


Warum hat nach Inkrafttreten des zitierten Gesetzes die Grenzziehung zwischen öffentlichem Küstenraum und Landbereich so lange gedauert? Private Unternehmen wurden im Wege öffentlicher Ausschreibungen mit den jeweiligen Vermessungen in einem konkreten Küstenabschnitt beauftragt; die Vergaben erfolgten seitens des Zentralstaates mit bürokratischer Langsamkeit.


Die Grenzziehung führen kompetente Techniker durch, die von den Unternehmen, die den Zuschlag erhalten haben, unter Vertrag genommen werden. Sie sind auf Ingenieurwesen und Topographie spezialisiert und nehmen in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Vertretungen des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischfang, Lebensmittel und Umwelt der verschiedenen Provinzen die Abmessungen der Küste vor, um die Abgrenzungen vornehmen zu können. Diese werden dann in die Pläne eingetragen, in denen das öffentliche Eigentum sowie die verschiedenen Zonen der Dienstbarkeiten eingegrenzt werden und aus denen sich die Beschränkungen des Eigentums ergeben. Maβgebend ist eine genaue Analyse der Umgebung (Strände, Steilküsten, Flussmündungen, etc.).


Die Auftragsvergabe für diese Arbeiten verlief küstenabschnittsweise. Hat das jeweils tätige Unternehmen die Vermessungsarbeiten beendet, so leitet es sie an die für die Küstenvermessung zuständige Behörde weiter, welche sie als vorläufig gültig annimmt, veröffentlicht und jeder einzelnen betroffenen Person bekanntgibt. Die Betroffenen können Einwände gegen die Grenzziehung vorbringen. Nach endgültiger Annahme der Vermessungsarbeiten als gültig besteht die Möglichkeit, die Grenzziehung anzufechten, sofern sie für fehlerhaft gehalten wird.


Verwaltungsverfahren der Grenzziehung


Wenn ein Grundstück von der Grenzziehung im Küstenbereich betroffen ist, die der Zentralstaat in Erfüllung des Küstengesetzes durch die Provinzbehörden für die Küstenvermessung vornimmt, so muss den ins Kataster eingetragenen Eigentümern und den Personen, die ihre Eigenschaft als Verfahrensbeteiligte nachweisen, die Eröffnung des Abgrenzungsverfahrens einzeln bekanntgegeben werden. Dieser Umstand ist auch im Provinzanzeiger und einer der gröβeren Tageszeitungen der Gegend zu ervöffentlichen, ebenso auf der Website des Ministeriums für Landwirtschaft, Fischfang, Lebensmittel und Umwelt.


Die jeweilige Gemeinde und die Autonome Gemeinschaft sind ebenfalls anzuhören und geben ihre Stellungnahmen ab.


Ist eine provisorische Grenzziehung durch die Küstenvermessungsbehörde einmal erfolgt, erhalten die betroffenen Eigentümer einen Bescheid und haben das Recht, dass ihnen der genaue Grenzverlauf des öffentlichen Eigentums anhand eines Grenzplanes mitgeteilt wird. Sie haben auβerdem eine Frist von 15 Tagen, in der sie Einwendungen machen können und mit einer Begründung einen alternativen Grenzverlauf vorschlagen können.


Es ist zu raten, von diesem Recht Gebrauch zu machen und zugleich einen Anwalt sowie einen Ingenieur zu Rate zu ziehen, die sicherstellen, dass die gesetzlichen Vorgaben eingehalten worden sind.


Ist die Grenzziehung um das öffentliche Eigentum einmal definitiv beschlossen worden, kann die Richtigkeit der Grenzziehung nur im Wege des freiwilligen Einspruchs vor dem Umweltministerium oder durch Klage vor der Verwaltungsrechtskammer der Audiencia Nacional angegriffen werden.


Die Vermutung der Richtigkeit der hoheitlich vorgenommenen Grenzziehung besteht vor allem, weil es sich um eine Tatfrage technischer Natur handelt. Es ist daher nicht leicht, Änderungen durch gerichtliches Urteil herbeizuführen, weshalb eine aktive Beteiligung bereits im Verwaltungsverfahren ratsam ist.


Öffentliches Eigentum des Küstengebiets


Das Küstengesetz trägt dem Auftrag der spanischen Verfassung Rechnung, das öffentliche Eigentum des Küstengebiets zu regeln. Gem. Art. 1 sind Gesetzeszweck: Bestimmung, Benutzung, Schutz, und Ordnung dieses Küstengebiets. Dies gilt insbesondere für die Uferlandschaft. Die Rechtsgüter des öffentlichen Eigentums sind in Art. 3 des Küstengesetz auf Grundlage von Art. 132.2 der spanischen Verfassung in verschiedene Kategorien unterteilt: Die Ufer des Meeres und der Flussmündungen, das Küstenmeer, der Festlandsockel, die Binnengewässer, etc. Nach Art. 4 und 5 des Gesetzes sind auch die dem Meer abgewonnenen Gebiete, die Schären, die Inseln in Binnengewässern, etc. Teil des öffentlichen Eigentums. Diese Gebiete sind gemäβ Art. 132.1 der spanischen Verfassung unveräuβerlich, unterliegen keiner Rechtsänderung durch Zeitablauf und können nicht beschlagnahmt werden.


Art. 9.1 schreibt vor, dass die Gebiete, die zum öffentlichen Eigentum in diesem Sinne gehören, ausschlieβlich Staatseigentum darstellen. Eine andere Form von Eigentum daran ist nicht möglich.


Von besonderer Wichtigkeit ist Art. 13, in dem es heiβt: „Die einmal gezogene Abgrenzung stellt die Existenz der in den Artikeln 3, 4 und 5 aufgelisteten physischen Beschaffenheiten fest und schreibt den Besitz sowie die Eigentümerstellung des Staates vor. Sie stellt die Grenzmarkierung dar, ohne dass die Eintragungen im Eigentumsregister Vorrang gegenüber dem staatseigenen Charakter der abgegrenzten Güter haben.”


Rechte der Eigentümer


In den Übergangsvorschriften werden verschiedene Sachverhalte geregelt: Die ersten beiden Fälle betreffen Grundstücke, die sich im öffentlichen Eigentum des Küstengebiets befinden.


Diese Vorschriften regeln unter anderem die Änderung der Rechte der einzelnen Eigentümer (z.B. wenn sie diese Rechte vor Inkrafttreten des Gesetzes durch rechtskräftiges richterliches Urteil erworben haben oder wenn es sich um Grundstücke handelt, die sowohl im Bereich der alten als auch der neuen Begrenzung nach dem früheren bzw. dem aktuellen Küstengesetz liegen). Diese Eigentümer werden Inhaber eines Rechts auf Inbesitznahme und Nutzung des öffentlichen Eigentums im Küstenbereich, wozu ihnen eine entsprechende Genehmigung erteilt wird und sie die bereits bestehenden Gebrauchsformen und Nutzungen berücksichtigen müssen. Mit anderen Worten: Sie werden von Eigentümern zu Nutzern herabgestuft.


Dieses Recht auf Inbesitznahme und Nutzung wird vom Gesetzgeber als Schadensersatz „in Naturalien“ für diejenigen Alteigentümer angesehen, die zugunsten des Staates enteignet wurden. Diese Deutung ist allerdings fragwürdig.


Nach dem Gesetzestext von 1988 galt dies für einen Zeitraum von 30 Jahren, der einmal um weitere 30 Jahre verlängert werden konnte. Der durch das Gesetz von 2013 geänderte Artikel 66 des Küstengesetzes sieht heute vor, dass eine Konzession für einen Zeitraum von 30 bis zu 75 Jahren erteilt werden kann. Die Konzessionen, die bereits vor Inkraftreten des neuen Küstengesetzes erteilt wurden, können auf Antrag ihrer Inhaber verlängert werden, spätestens aber vor Ablauf der bereits erteilten Konzession. Der Antrag auf Erteilung oder Verlängerung der Konzession wird vor der für die Provinz zuständigen Küstenbehörde (Demarcación Provincial de Costas) gestellt, die ihn prüft und ihn einem Verfahren öffentlicher Kundgabe unterstellt. Sodann wird er an das Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei, Ernährung und Umwelt weitergeleitet, das über ihn entscheidet.


Übertragung der Konzessionen


Außerdem wird in Art. 70 Abs. 2 des modifizierten Küstengesetzes die Übertragung der Konzessionen unter Lebenden und mortis causa erlaubt, das heißt sowohl durch Rechtsgeschäfte (wie Verträge) als auch durch Erbschaft.


Für beides findet sich in dem selben Artikel aber auch eine Einschränkung: Bei Rechtsgeschäften unter Lebenden behält sich die Verwaltung ein Prüfungsrecht vor, ob auch bei dem Erwerber die Voraussetzungen für die Erteilung einer Konzession vorliegen. Bei einem Konzessionserwerb durch Erbschaft, müssen die Erben den Tod des Erblassers und den Willen, die Konzession zu behalten innerhalb einer Frist von 4 Jahren den Behörden mitteilen, sonst erlischt die Konzession. Vor der genannten Gesetzesänderung betrug diese Frist nur 1 Jahr.


Gem. Art. 37.3 des Küstengesetzes führt die zuständige Verwaltung ein Nutzungsregister über öffentliches Landeigentum. Dort sind von Amts wegen die erwähnten Genehmigungen einzutragen, ebenso sämtliche übrigen Eintragungen, Konzessionen, Vorbehalte, etc. Dieses Register ist öffentlich.


Die Immobilien, die sich im öffentlichen Eigentum befinden, müssen ins Grundbuch eingetragen werden. Damit soll verhindert werden, dass Käufer Immobilien im guten Glauben erwerben und im Nachhinein herausfinden, dass sie nicht Eigentümer werden konnten, da sich die Grenzlinie verändert hat und ihr Haus sich im öffentlichen Eigentum befindet. Dafür muss eine stärkere Zusammenarbeit zwischen dem Katasteramt und dem Grundbuchamt einerseits, sowie zwischen diesem und der Küstenbehörde andererseits hergestellt werden. Auf diesem Wege würde eine größere Tranzparenz garantiert werden.


Eine gute Zusammenarbeit zwischen den Ämtern, wie sie in Deutschland üblich ist, existiert in der Form in Spanien bis zum heutigen Zeitpunkt nicht.


Informationen über die „Deslinde“ sollen zukünftig auch im Internet Ministerio de Agrigultura y Pesca, Alimentación y Medio Ambiente gefunden werden können (www.mapama.gob.es/es/costas/temas/default.aspx).


Übertragung von Grundeigentum, welches an öffentlichem Eigentum an der Meeresküste angrenzt


Im Falle der Übertragung von Grundstücken, die an das öffentliche Eigentum im Küstengebiet angrenzen, ist Art. 35 der Durchführungsverordnung zum Küstengesetz zu beachten. Die Rechtmäβigkeit dieser Vorschrift ist vom Tribunal Supremo festgestellt worden. Sie schreibt vor, dass für jede Einschreibung der Übertragung dieser Grundstücke in das Eigentumsregister ein Zertifikat der Behörde für die Küstenvermessung erforderlich ist, aus dem hervorgeht, dass das fragliche Grundstück nicht in das öffentliche Eigentum im Küstenbereich hineinragt. Ohne dieses Zertifikat beurkunden Notare die Übertragung nicht und die Registerbeamten verweigern die Umschreibung.


Dienstbarkeiten und Beschränkungen


In Titel II, Art. 20 ff. wird der Schutz des öffentlichen Eigentums dadurch verstärkt, dass an angrenzenden Grundstücken Beschränkungen des Privateigentums vorgenommen werden; darunter sind beispielsweise Dienstbarkeiten.


Diese Dienstbarkeiten und Beschränkungen sind die folgenden:




	Eine Schutzdienstbarkeit auf einer Zone von 100 Metern ab der Innengrenze des Meeresufers, die in einigen Fällen um weitere 100 Meter erweitert werden kann. In der Zone sind nur solche Arbeiten, Anlagen und Aktivitäten erlaubt, die aufgrund ihrer Eigenart keinen anderen Standort haben können oder mit denen Dienste geleistet werden, die für den Erhalt des öffentlichen Eigentums im Küstenbereich notwendig sind. Erlaubt sind auβerdem unbedachte Sportanlagen.

Vor Inkrafttreten des Küstengesetzes mit Genehmigung in der Zone der Schutzdienstbarkeit errichtete Gebäude genieβen Bestandsschutz. An ihnen sind aber nur Verbesserungs- und Reparaturarbeiten erlaubt, die nicht mit einer Vergröβerung des Umfanges einhergehen. Ihr Wertzuwachs wird im Rahmen einer Enteignung nicht berücksichtigt. Für genehmigungslos errichtete Gebäude sieht das Gesetz dagegen Abriss vor, obwohl ein solcher nicht üblich ist und die Gebäude im Allgemeinen bislang stehengelassen wurden.




	Es gibt ein Wegerecht (ein Streifen von 6 Metern), das ab der Innenseite des Meeresufers bemessen wird. An Orten, die schwer zugänglich sind oder deren Zugang mit Gefahren verbunden ist, kann der Streifen auf maximal 20 Meter erweitert werden. Er muss für den öffentlichen Fuβgängerverkehr sowie für Überwachungs- und Rettungsfahrzeuge hindernisfrei bleiben.


	Ebenso gibt es eine Dienstbarkeit auf öffentlichen Zugang zum Meer. Der Zugang ist kostenfrei und dient der öffentlichen Nutzung des öffentlichen Eigentums im Küstengebiet. Länge und Breite bestimmen sich nach der natürlichen Beschaffenheit und nach der Zielsetzung des Zugangs.


	Schlieβlich gibt es eine Einflusszone, deren Breite mindestens 500 Meter ab der Innengrenze des Meeresufers beträgt. Die Vorschriften zur Gebietsordnung und zum Städtebau müssen die Schutzerfordernisse des öffentlichen Eigentums respektieren, die das Küstengesetz ihnen durch verschiedene, eigens für diese Zone vorgesehene Kriterien auferlegt.





Strände


Das neue Küstengesetz von 2013 unterscheidet zwischen „playas urbanas“, also Stadtstränden und „playas naturales“, also Naturstränden. An den Stadtstränden wird in Zukunft ein höheres Maß an Infrastruktur erlaubt, wohingegen an den Naturstränden die natürlichen Ressourcen geschützt und die Bebauung eingeschränkt werden soll.


Die dritte Übergangsvorschrift regelt in ihrer Nummer 3:


„Bei Inkrafttreten des Gesetzes als städtischer Grund qualifizierte Gebiete werden den in ihm geregelten Dienstbarkeiten unterworfen, mit Ausnahme, dass die Breite der Schutzdienstbarkeit 20 m beträgt. Trotzdem werden vorhandene Nutzungsweisen und Bauwerke sowie schon erteilte Genehmigungen nach der 4. Übergangsvorschrift respektiert. Ebenso können neue Nutzungsweisen und Bauwerke nach den geltenden Ordnungsplänen genehmigt werden, wenn weder die praktische Rechtswirkung der Dienstbarkeit gewährleistet ist noch das öffentliche Küsteneigentum beeinträchtigt wird; Einzelheiten ergeben sich aus einer Verordnung.“


Presse


In der Presse wurde die Küstengesetzgebung im Verlauf des Jahres 2008 oft thematisiert. Dies war Folge der Grenzziehungen, die aufgrund der Aufteilungsvorschriften des Küstengesetzes und mit erheblicher Verspätung vorgenommen wurden.


Auch im Jahr 2013 war in vielen Zeitungen über das Vorhaben der spanischen Regierung das Küstengesetz zu ändern und die Verabschiedung des Küstengesetzes kontrovers berichtet worden. Dabei wurde zum Teil die größere Rechtssicherheit für Hausbesitzer gelobt, da auf Flächen des öffentlichen Eigentums belegene Immobilien nun weitere 75 Jahre stehen bleiben können, zum Teil wurde das Gesetz aus Umweltschutzgesichtspunkten aber auch erheblich kritisiert. Das ging soweit, dass sogar eine Privatisierung der Küsten befürchtet wurde.


Nach unserer Ansicht sind einzelne in den Medien geäuβerte Meinungen mit Vorsicht zu genieβen, weil viele von ihnen keine Unterscheidung zwischen den verschiedenen Eigentumsformen des Gesetzes (also öffentliches Eigentum und reines Privateigentum) oder zwischen den Errichtungsjahren der Bauwerke treffen. Ebenso wenig wird unterschieden, ob es sich um baureifes, bebaubares oder nicht bebaubares Land etc. handelt, obwohl gerade diese Unterscheidungen für das auf die verschiedenen betroffenen Grundstücke jeweils anwendbare Recht bedeutend sind.


Bewohnbarkeitsbescheinigung


Bewohnbarkeitsbescheinigung einer Wohneinheit (Wohnung, Wohnhaus) ist ein Dokument, das im allgemeinen die zuständige Gemeinde ausstellt (je nach Autonomer Gemeinschaft). Damit wird bestätigt, dass beim Bau der besagten Wohneinheit die Mindestauflagen in Bezug auf Hygiene, Ausstattung und Haltbarkeit eingehalten wurden, damit die Wohneinheit überhaupt bewohnbar ist.


Fordern und prüfen Sie das Original oder eine beglaubigte Fotokopie der Bewohnbarkeitsbescheinigung. Falls sie nicht mehr gültig ist, ist eine Neuausstellung ratsam. Falls Sie ein altes Grundstück kaufen wollen, für das es keine gibt, fordern Sie vom Eigentümer die Ersatzbewohnbarkeitsbescheinigung. In jeder Bewohnbarkeitbescheinigung ist die erlaubte Höchstzahl der Bewohner der Immobilie aufgeführt. In der Praxis wird die Erfüllung i.d.R. nicht kontrolliert, trotzdem hat dies eine Bedeutung für die Vermietung der Immobilie in der Touristensaison.


Wenn man Eigentümer einer Ferienwohnung ist (sei es durch Kauf, Schenkung oder Vererbung) und diese nicht als solche nutzen will, muss man bei der Gemeinde die Erlaubnis für einen Nutzungswechsel beantragen, d.h. die Nutzung der Wohnung als ständigen Wohnsitz. Nachdem dieser Wechsel vollzogen worden ist, kann man eine konkrete Bewohnbarkeitsbescheinigung für die Wohnung erhalten, weil normalerweise bei Ferienwohnungen eine einzige Bewohnbarkeitsbescheinigung für das ganze Haus ausgestellt wird.


Verkäufer ist natürliche Person


Es ist zunächst zu prüfen, ob das Eigentum von einer Einzelperson, von einem Ehepaar oder von einer Mehrzahl von Personen erworben wurde. Gehört das Eigentum Eheleuten gemeinsam, ist zu prüfen, welchen Güterstand sie beim Erwerb hatten und ob dieser im Grundbuch eingetragen ist.


Wird bei der Analyse der Unterlagen ein Fehler entdeckt, nach welchem das deutsche Ehepaar dort im Güterstand der Gütergemeinschaft (Errungenschaftsgemeinschaft) erscheint und in Wirklichkeit im Güterstand der Zugewinngemeinschaft lebt, muss eine Berichtigung der Öffentlichen Urkunde vorgenommen werden oder der Erwerber muss restlos sicher sein, dass beide Ehegatten die Verkaufsurkunde unterzeichnen.


Wenn der zukünftige Verkäufer in der Öffentlichen Kaufvertragsurkunde angibt aber nicht nachweist, dass er beim damaligen Erwerb in Gütertrennung lebte, muss er seine Behauptung beweisen, bevor die Urkunde über den jetzigen Verkauf unterzeichnet wird.


Das Vorstehende ist wichtig, weil die Grundbuchführer vom Verkäufer den Güterstandsnachweis verlangen könnten und andernfalls die Eintragung der neuen Öffentlichen Urkunde in das Register verweigern.


Verkäufer ist juristische Person


In diesen Fällen muss überprüft werden




	mittels eines Auszuges aus dem Handels- oder Vereinsregister, ob die besagte juristische Person noch existiert,


	ob die natürlichen Personen, die vorgeben in ihrem Namen zu handeln, wirklich durch sie legitimiert sind,


	ob die Eigentümerin der Immobilie diese tatsächlich zum Verkauf anbietet,


	wenn es sich bei der juristischen Person um eine Handelsgesellschaft oder einen Verein handelt, muss man immer die Satzungen bzw. Gesellschaftsverträge prüfen, denn für den Verkauf von Immobilien bedarf es häufig eines Beschlusses der Gesellschafter bzw. Mitglieder, der die natürlichen Personen zum Handeln befähigt.





c) Grundbuch und ergänzende Informationen


Beantragen Sie beim Grundbuchamt Informationen mittels Ausstellung von einfachen oder beglaubigten Grundbuchauszügen aus welchen der oder die eingetragenen Eigentümer sowie Lasten, Belastungen und andere Einschränkungen hervorgehen, welche die betreffende Finca belasten könnten.


Um die Information der Register zu verbessern, wird der IDUFIR (Identificador Único de Finca Registral) aufgenommen. Dies ist eine Art individuelle Ausweisnummer der Immobilien, die unbegrenzte Gültigkeit haben soll. Sie ist nicht mit der Registernummer zu verwechseln, die auf ein bestimmtes Grundbuchamt beschränkt ist. Nicht vergessen werden sollte, dass die Katasternummer grundverschieden vom IDUFIR und der Registernummer ist. Die Katasternummer ist vom Katasteramt, einer Verwaltungsbehörde die dem Finanzministerium unterstellt ist, erteilt worden und beschreibt eine Finca zu rein topografischen Zwecken.


Durch das Gesetz Nr. 13 vom 24.06.2015 ins Leben gerufen, ist mit 14 Ziffern der Código Registral Único (CRU) eingeführt worden, der als Vorgänger den IDUFIR hatte, der 2008 durch das Colegio de Registradores geschaffen worden war. Für die neuen Fincas ab dem 02.08.2016 wird allein auf den CRU Bezug genommen, für alle anderen auf den IDUFIR und auf den CRU. Mit dem CRU kann eine eingetragene Finca auf nationaler Ebene in jedwedem Register identifiziert werden. Mit dem IDUFIR ist dies lediglich in dem Grundbuchamt möglich, in dem die Finca eingetragen ist.


Beim Grundbuchamt kann man entweder eine einfache Bescheinigung (nota simple) nur der aktuellen Eigentumsverhältnisse, der Lasten und Belastungen beantragen oder eine bestätigte Bescheinigung (certificación) mit dem vollständigen Auszug und der Historie des Grundstücks im Register, d.h. ab dem ersten Eintrag bis zum Tag der Bescheinigung. Letztere ist eine verbindliche Auskunft, für die der Grundbuchführer gegenüber dem Antragsteller mit berechtigtem Interesse haftet.
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